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Zusammenfassung der Hauptergebnisse der Studie 

Den Auftrag für diese Studie erteilte der Bundesrat dem damaligen Bundesamt für Migration 
(BFM), heute Staatssekretariat für Migration (SEM) im Rahmen des Entscheids über die An-
rufung und Weiterführung der Ventilklausel vom 24. April 2013. Das Ziel war, mehr darüber zu 
erfahren, wieweit in den letzten Jahren vermehrt Personen aus dem EU/EFTA-Raum krisen-
bedingt in die Schweiz zugewandert sind, d.h. weil sie in ihrem Herkunftsland aufgrund der 
Eurokrise ihre Existenz bzw. die Existenz ihrer Familien nicht mehr sichern konnten oder weil 
sie einen deutlichen Verlust ihres Lebensstandards hinnehmen mussten. Die Analyse kon-
zentriert sich auf die Länder der EU-17/EFTA, weil nur hier der Kriseneffekt bei voller Perso-
nenfreizügigkeit untersucht werden kann. Vertieft werden die von der Eurokrise hauptbetroffe-
nen Länder Griechenland, Portugal, Spanien, Irland und Italien. Nicht im Fokus stehen 
dagegen die osteuropäischen EU-Länder, weil für diese Länder das Freizügigkeitsabkommen 
erst 2011 unbeschränkt in Kraft getreten ist und deshalb eine Aussage zum Einfluss der Krise 
auf die Zuwanderung nicht möglich ist. So waren die Bewilligungen für Erwerbstätige aus die-
sen Ländern während fast der gesamten untersuchten Periode aufgrund der geltenden Über-
gangsfristen kontingentiert.  
Im Fokus dieser Studie stehen die Neuzuzügerinnen und Neuzuzüger in die ständige oder 
nicht-ständige ausländische Wohnbevölkerung der Jahre 2004 bis 2011. Als Neuzuzügerin 
oder Neuzuzüger gelten dabei all jene Personen, die innerhalb der Beobachtungsperiode ent-
weder erstmalig aus dem Ausland in die Schweiz gezogen sind, oder im Fall eines Wie-
dereintritts vor ihrem Zuzug mindestens 12 Monate im Ausland verbracht haben. Ausge-
schlossen werden demnach jene Zuzüger/innen aus dem Ausland, die die Schweiz nur kurz-
fristig, d.h. für weniger als 12 Monate verlassen haben. 
Die Grundgesamtheit der Analysen bilden demnach alle Personen, die beim (Neu-)Zuzug aus 
dem Ausland eine Kurzaufenthaltsbewilligung L oder eine Aufenthaltsbewilligung B erhal-
ten - ausnahmsweise auch direkt eine Niederlassungsbewilligung C.  
 

Das Phänomen krisenbedingter Zuwanderung wurde über die folgenden zehn thesenge-
stützten Indikatoren untersucht: 

 

1. Überproportionale Zunahme der Zuwanderung 
2. Vermehrter Familiennachzug  
3. Veränderte Qualifikationszusammensetzung  
4. Veränderte Branchenverteilung (insb. mehr Personalverleih) 
5. Längerer Verbleib 
6. Mehr Kurzaufenthaltsbewilligungen L  
7. Mehr Neuzuziehende mit Ausweis L für Stellensuche 
8. Sinkende Erwerbseinkommen, mehr diskontinuierliche Erwerbsverläufe der Neu-

zugezogenen 



 

 

 

2/7 

 

 

9. Mehr Personen mit irregulären Angaben zum Erlangen einer Aufenthaltsbewilligung 
sowie mehr Schwarzarbeit  

10. Überproportional steigender Bezug von Arbeitslosengeldern und Sozialhilfe. 
 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es das Phänomen krisenbedingter Zuwanderung 
aus den Ländern der EU-17/EFTA gab, dieses sich aber weitgehend auf von der Eurokrise 
hauptbetroffene Länder der EU-17/EFTA beschränkte, die bereits davor Zuwanderungsländer 
waren (Portugal, Spanien, Italien). Es handelt sich jeweils um wenige tausend Menschen, was 
den beschränkten Einfluss auf die Neuzuzüge in die Schweiz aufzeigt. Nicht alle, die vielleicht 
wollten, finden hier auch eine Arbeit und haben damit die Möglichkeit, eine Aufenthaltsbewilli-
gung zu erlangen. Wichtig erscheint, dass die Neuzuwanderung aus von der Eurokrise haupt-
betroffenen Ländern der EU-17/EFTA sich von Kanton zu Kanton sehr stark unterscheidet. In 
gewissen Gebieten werden dementsprechend Probleme wahrgenommen, aber längst nicht 
überall. Westschweiz und Tessin sind stärker betroffen als viele Deutschschweizer Regionen, 
touristische Bergkantone stärker als die städtischen Wirtschaftszentren. Weder die Zusam-
mensetzung nach den verschiedenen Zuzugsgründen noch diejenige nach Qualifikationsprofil 
hat sich pro Herkunftsland über die Zeit jedoch substantiell verändert. Die Zunahme fand also 
mit wenigen Ausnahmen in allen verschiedenen Gruppen in etwa demselben Ausmass statt.  
Wie gut den Zugewanderten eine Integration in den Arbeitsmarkt mit existenzsichernden Ein-
kommen gelingt, hängt stark damit zusammen, wie stark ihr Herkunftsland von der Eurokrise 
betroffen ist. Während knapp zwei Drittel aller Personen aus von der Eurokrise nicht hauptbe-
troffenen Ländern der EU-17/EFTA mit nicht existenzsicherndem Erwerbseinkommen unter 
3‘000 Franken innerhalb von zwei Jahren wieder wegzogen, sind es bei den Personen aus 
von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern nur rund ein Drittel, zudem sind sie über die Jahre 
laufend leicht gesunken. Dies lässt auf einen steigenden Druck auf diese Gruppe schliessen. 
Dies dürfte auch mit ein Grund sein, weshalb der Anteil der Personen aus von der Eurokrise 
hauptbetroffenen Ländern, die in den ersten zwei Jahren nach dem Zuzug mindestens einmal 
eine Arbeitslosenentschädigung beziehen, nach dem Zuwanderungsjahr 2009 angestiegen 
ist, während dies bei den übrigen Ländern der EU-17/EFTA nicht der Fall war. Es gilt zu be-
achten, dass der Anteil jedoch schon vor der Krise bei Personen aus den von der Eurokrise 
hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA immer deutlich höher war, was mit den unter-
schiedlichen Beschäftigungsbranchen und der Saisonarbeit zusammenhängt. 
 

Entwicklung der Bestände aus der EU-17/EFTA 

Personen aus der EU-17/EFTA machen 2013 95% aller EU/EFTA-Bürger/innen in der ständi-
gen ausländischen Wohnbevölkerung und 75% der EU/EFTA-Bürger/innen in der nicht-stän-
digen ausländischen Wohnbevölkerung aus. Die von der Eurokrise hauptbetroffenen Länder 
sind in der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung über die ganze betrachtete Zeit etwas 
stärker vertreten als die übrigen Länder der EU-17/EFTA. Bei der nicht-ständigen ausländi-
schen Wohnbevölkerung ist dies umgekehrt.  
Auf Länderebene ist festzustellen, dass die Zahl der in der Schweiz lebenden Personen aus 
Griechenland und Irland kaum zugenommen hat. Hier gab es also auch keine krisenbedingte 
Zuwanderung. In der ständigen Wohnbevölkerung stagnierte die Zahl der Italiener/innen bis 
2011, seither legt sie wieder leicht zu. Italiener/innen bilden noch immer die grösste Auslän-
dergruppe. Stark aufgeholt haben mit nach wie vor zunehmender Zahl die Deutschen. Die 
drittgrösste Gruppe sind Personen aus Portugal. Ihre Zahl ist ebenfalls stark gestiegen. Auf 
weit tieferem Niveau und weniger ausgeprägt stieg auch die Zahl der Personen aus Spanien, 
Frankreich und anderen von der Eurokrise nicht hauptbetroffenen Staaten der EU-17/EFTA.  
Bei der nicht-ständigen Bevölkerung ist ein stärkerer Wandel ersichtlich. Die Zahl der Deut-
schen ist seit 2009 gesunken, die Zahl der Personen aus Portugal stagniert seit 2012, und bei 
den zuvor wenig bedeutsamen Nationalitäten Italien und noch ausgeprägter Spanien sind Zu-
nahmen zu verzeichnen.  
Parallel ist seit 2010 auch die Zahl der Grenzgänger/innen gestiegen. Mehr als die Hälfte von 
ihnen stammt aus Frankreich, und hier ist auch die stärkste Zunahme zu verzeichnen. 



 

 

 

3/7 

 

 

Deutschland und Italien entwickeln sich relativ ähnlich, wobei der Zuwachs bei Italien in den 
letzten Jahren etwas ausgeprägter war. Die Grenzgänger/innen sind stark auf einzelne Kan-
tone konzentriert, namentlich Genf (68‘000 im Jahr 2013) und Tessin (58‘000 2013). Mit etli-
chem Abstand folgen die Waadt und Basel-Stadt. 
 

Entwicklung der Neuzuzüge 

Die Zahl der Neuzuziehenden aus der EU-17/EFTA folgt seit 2004 relativ eng der Entwicklung 
des Bruttoinlandprodukts BIP pro Kopf in der Schweiz, das als Indikator für die Wirtschaftssi-
tuation gilt. Nach einem Maximum 2008 sanken die Neuzuzüge 2009 ab, seither aber und 
insbesondere nach 2010 stiegen sie wieder an. Dies gilt für alle Aufenthaltskategorien, also 
sowohl für die B- als auch für die L-Bewilligungen.  
Werden die von der Eurokrise hauptbetroffenen Länder und die übrigen Länder der EU-
17/EFTA gegenübergestellt, zeigt sich, dass die Neuzuwanderung bei Letzteren seit 2009 
stagniert, ja nach 2011 gar leicht zurückging. Bei den von der Eurokrise hauptbetroffenen Län-
dern der EU-17/EFTA dagegen ist nach 2010 ein klarer Anstieg zu verzeichnen, insbesondere 
bei den B-Bewilligungen. Nach wie vor wandern aber mehr Personen aus den von der Euro-
krise nicht hauptbetroffenen Ländern als aus den von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern 
der EU-17/EFTA neu zu. 
Auf Länderebene analysiert ist das Bild differenzierter. Die Neuzuwanderung geht unter den 
von der Eurokrise nicht hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA nur bei Deutschland nach 
2010 deutlich zurück, bei Frankreich dagegen steigt sie. Bei Portugal, das zu den von der 
Eurokrise hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA gehört, sinkt sie umgekehrt nach einer 
erheblichen Zunahme 2012 im Jahr 2013 wieder ab. Erstmals ist in diesem Jahr die Neuzu-
wanderung aus Italien grösser. Sie hat sich gegenüber 2009 verdoppelt. Ein starker Zuwachs 
ist auch bei Spanien auszumachen, wenngleich auf tieferem Niveau. Die Zahl der neu zuwan-
dernden Personen aus Spanien ist etwa halb so hoch wie bei Italien oder Portugal.  
Die Zusammensetzung der Neuzuziehenden aus der gesamten EU-17/EFTA nach verschie-
denen Zuzugsgründen wie Erwerb, Familiennachzug oder Stellensuche hat sich über die Zeit 
kaum verändert. Es ziehen also in allen verschiedenen Gruppen der Neuzuziehenden mehr 
Personen zu. 2013 ist der Zuwanderungsgrund bei gut zwei Dritteln die Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit in der Schweiz.  
 

Einfluss der Krise auf die Neuzuwanderung 

Werden Wirtschaftsindikatoren, die in den Herkunftsländern als Push-Faktoren die Auswan-
derung beeinflussen, der Entwicklung der Zuwanderung gegenübergestellt, besteht die 
höchste Übereinstimmung bei der Arbeitslosenrate. Sie erweist sich auch in multivariaten Re-
gressionsmodellen als über alle EU-17/EFTA-Länder hinweg signifikant. Ebenfalls signifikant 
und vergleichsweise stark ist der Einfluss von Netzwerkfaktoren, der statistisch operationali-
siert wird als Anteil des Bestandes der Personen in der Schweiz aus einem entsprechenden 
Herkunftsland an der Bevölkerung im Herkunftsland.  
 

Einfluss der Krise auf den Verbleib in der Schweiz 

Die Wegzugsrate von Personen aus EU-17/EFTA-Ländern hat sich insgesamt vor allem mit 
dem Übergang zur vollen Personenfreizügigkeit Mitte 2007 verändert. Dies erklärt sich damit, 
dass nun ein höherer Anteil direkt mit einer B-Bewilligung zuzog. Nach 2008 blieb die Weg-
zugsrate insgesamt ziemlich stabil. Die Werte unterscheiden sich hauptsächlich zwischen den 
Aufenthaltskategorien, aber es besteht in jeder Aufenthaltskategorie auch ein Unterschied zwi-
schen den von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern und den übrigen Ländern der EU-
17/EFTA. So sind die Wegzugsraten der Personen aus den von der Eurokrise hauptbetroffe-
nen Ländern schon seit 2004 tiefer als bei Personen aus den übrigen Ländern der EU-
17/EFTA. Die Unterschiede haben sich seit 2008 noch etwas vergrössert, da die Wegzugsrate 
bei den von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern leicht sank, während bei den übrigen 
Ländern der EU-17/EFTA keine solche Entwicklung festzustellen ist.  
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In der statistischen Zusammenhangsanalyse erweist sich die Herkunft aus einem von der Eu-
rokrise hauptbetroffenen Land der EU-17/EFTA ebenfalls als signifikanter Einflussfaktor auf 
das Wegzugsverhalten. Im Zuwanderungsjahr 2010 ziehen Personen aus von der Eurokrise 
hauptbetroffenen Ländern unter Kontrolle von Alter, Geschlecht, Aufenthaltsbewilligung und 
Branche etwa halb so häufig weg wie Personen aus den übrigen Ländern der EU-17/EFTA. 
Dieser Unterschied war jedoch auch schon vor der Krise zu beobachten, was darauf hindeutet, 
dass es sich dabei nicht um einen von der Eurokrise verursachten Effekt handelt. 
Wichtig erscheint, dass die Neuzuwanderung aus von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern 
der EU-17/EFTA sich von Kanton zu Kanton sehr stark unterscheidet. Die grösste Anzahl Per-
sonen aus von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA kam in die Kantone 
Waadt, Zürich und Tessin, aber bezüglich des Anteils an allen Neuzuwandernden lag der Tes-
sin mit 90% einsam an der Spitze, wobei die Neuzuziehenden dort weit überwiegend aus Ita-
lien stammen. Es folgen alle Westschweizer Kantone sowie aus der Deutschschweiz Glarus 
und Graubünden unter den ersten zehn. Wenig betroffen sind viele Kantone der Deutsch-
schweiz. Selbst in Zürich machen die Personen aus von der Eurokrise hauptbetroffenen Län-
dern nur einen Drittel der Neuzuziehenden aus der EU-17/EFTA aus. 
 

Erwerbstätige und Familiennachzug 

Der Anteil der Personen mit Zuwanderungsgrund Erwerb nahm von 71% im Jahr 2004 auf 
67% im Jahr 2013 leicht ab. Bei den Neuzuziehenden aus von der Eurokrise nicht hauptbe-
troffenen Ländern der EU-17/EFTA lag er über die ganze betrachtete Zeit hinweg etwas höher 
als bei den von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern. Ein Grund dafür kann darin liegen, 
dass in den beiden Gruppen der Anteil an nachziehenden Familienmitgliedern unterschiedlich 
ist. 
Der Familiennachzug von Personen im Erwerbsalter war bei den von der Eurokrise hauptbe-
troffenen Ländern immer höher als bei den übrigen Ländern der EU-17/EFTA. Und nach 2010 
ist effektiv ein Anstieg von gut 9% auf gut 11% an allen Neuzuziehenden aus von der Eurokrise 
hauptbetroffenen Ländern festzustellen, während der Anteil bei den übrigen Ländern der EU-
17/EFTA um 6% verharrte. Allerdings ist der Anteil auch bei den von der Eurokrise hauptbe-
troffenen Ländern der EU-17/EFTA 2013 nicht höher als 2004. Die grosse Mehrheit der Nach-
gezogenen aus von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA sind Partner/in-
nen.  
 

Qualifikationsniveaus und Branchenverteilung 

Der Vergleich der Qualifikationsprofile bei Neuzuziehenden aus von der Eurokrise hauptbe-
troffenen Ländern und den übrigen Ländern der EU-17/EFTA zeigt, dass sich diese über die 
Zeit nicht stark verändert haben, aber nach wie vor zwischen den zwei Gruppen grosse Un-
terschiede bestehen. Bei den Personen aus von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern der 
EU-17/EFTA ist in allen Qualifikationsgruppen ein Anstieg feststellbar. Im Vergleich zu den 
Personen aus von der Eurokrise nicht hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA bleiben je-
doch die höchsten Qualifikationsstufen deutlich schwächer vertreten. Die Mehrheit verfügt 
über Berufs- und Fachkenntnisse auf mittlerem Niveau (47%). Der Anteil der Tiefqualifizierten 
liegt 2013 wie auch schon vor der Krise bei rund einem Drittel. In absoluten Zahlen besteht 
jedoch eine Zunahme von 6‘300 Tiefqualifizierten mit Zuwanderungsgrund Erwerb im Jahr 
2009 auf 11‘000 im Jahr 2013. 
Bezüglich der Branchenverteilung spielt das Gastgewerbe für die Beschäftigung von Perso-
nen aus von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA eine überragende 
Rolle. Prozentual ist seine Bedeutung zwischen 2009 und 2013 zwar zurückgegangen, aber 
in absoluten Zahlen sind mehr Neuzuzüger/innen aus diesen Ländern im Gastgewerbe tätig 
geworden als 2009 (6‘387 gegenüber 4‘774). Die Bedeutung des Personalverleihs, also der 
Temporärbeschäftigung, hat in absoluten Zahlen und anteilsmässig zugelegt (4‘387 gegen-
über 1‘665) und ist zur zweitwichtigsten Branche geworden.  
Bei den von der Eurokrise nicht hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA veränderte sich 
die Branchenstruktur nicht stark, bezüglich der genannten Branchen aber in ähnlicher Weise. 
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Das Gesundheits- und Sozialwesen spielt hier eine grössere Rolle, was auch mit der Kenntnis 
der Lokalsprache bei den Neuzuziehenden aus Deutschland und Frankreich zusammenhän-
gen dürfte.  
 

Stellensuchende 

Die Stellensuche erfolgt auch international häufig übers Internet oder über persönliche Kon-
takte. Reisen Stellensuchende aus der EU-17/EFTA persönlich an, tun sie dies meist im be-
willigungsfreien Aufenthalt als Tourist/innen. Daher sind sie nirgends registriert, und es 
sind keine statistischen Informationen über sie verfügbar. Auch nur knapp die Hälfte der Mig-
rations- und Arbeitsmarktbehörden sieht sich in der Lage zu inhaltlichen Aussagen über diese 
Gruppe. Die Migrationsbehörden unter ihnen stellen mehrheitlich eine Zunahme fest, von den 
Arbeitsmarktbehörden rund die Hälfte. Das Antwortverhalten dürfte spiegeln, dass es diese 
Form krisenbedingter Stellensuche in einzelnen Kantonen gab und in anderen nicht. Die Be-
hörden gehen generell nicht davon aus, dass die Wahrscheinlichkeit, eine Stelle zu finden, bei 
einer persönlichen Stellensuche in der Schweiz hoch ist.  
Was die Stellensuchenden tun, wenn sie keine Arbeit finden, konnten viele Behörden nicht 
beurteilen. Die antwortenden Migrationsbehörden und Sozialdienste sind mehrheitlich der An-
sicht, dass die Stellensuchenden häufig auf eigene Kosten ausreisen und nur selten Nothilfe 
oder Rückkehrhilfe von staatlichen Institutionen beanspruchen. Noch eher als schwarz zu ar-
beiten, werden sie durch Verwandte und Bekannte unterstützt.  
Nur sehr wenige kantonale Behörden erklären, man müsste sich dem Phänomen der Stellen-
suche im bewilligungsfreien Aufenthalt als Tourist/in stärker annehmen, bei den Sozialdiens-
ten ist es rund ein Drittel der Antwortenden. Sie stammen häufig aus der Romandie.  
Die Zahl der Personen, die mit einer Bewilligung L für die Stellensuche neu in die Schweiz 
zogen, ist bei den von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern seit 2010 angestiegen und liegt 
seit 2012 über jener der übrigen Ländern der EU-17/EFTA. 2013 handelte es sich insgesamt 
um 1’906 Personen, von denen 1‘143 aus von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern der 
EU-17/EFTA stammen.  
 

Niveau und Entwicklung der Erwerbseinkommen 

Geprüft wurde zunächst, ein wie grosser Anteil der Personen, die für eine Erwerbstätigkeit in 
die Schweiz kamen, zwei Jahre nach dem Zuzug noch erwerbstätig waren – immer unter 
der Voraussetzung, dass sie nicht weggezogen waren. Dies war bei 92% der Personen aus 
von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern und 94% bei den übrigen Ländern der EU-
17/EFTA der Fall. Von den Personen im Erwerbsalter, die aus den von der Eurokrise haupt-
betroffenen Ländern im Familiennachzug in die Schweiz kamen, waren zwei Jahre nach dem 
Zuzug 61% ebenfalls erwerbstätig – deutlich mehr als bei den übrigen Ländern der EU-
17/EFTA, wo die nachgezogenen Männer zu 51% und die Frauen zu 38% einer Erwerbstätig-
keit nachgingen. Von den Personen, die mit einer Bewilligung L für die Stellensuche zuzogen, 
waren nach zwei Jahren 83% der Neuzugezogenen aus von der Eurokrise hauptbetroffenen 
Ländern und 80% jener aus den übrigen Ländern der EU-17/EFTA erwerbstätig.  
Einen klareren Überblick darüber, warum diese Unterschiede bestehen, liefern statistische 
Zusammenhangsanalysen. Sie zeigen, dass es bei den Personen, die für eine Erwerbstätig-
keit zuziehen, für die Erwerbsintegration nach zwei Jahren keine Rolle spielt, ob sie aus einem 
von der Eurokrise hauptbetroffenen Land der EU-17/EFTA stammen oder nicht. Die beobach-
teten Unterschiede gehen auf andere Einflussfaktoren zurück. Namentlich sind Personen ge-
fährdet, die schon im ersten Jahr kein existenzsicherndes Bruttoerwerbseinkommen von über 
3‘000 CHF pro Monat erreichen. Zudem spielen die Branche, das Qualifikationsniveau und die 
Art der Bewilligung eine Rolle. Zum selben Ergebnis kommen auch die statistischen Zusam-
menhangsanalysen für Personen im Erwerbsalter, die über den Familiennachzug in die 
Schweiz kamen.  
Als zweites wurde die Entwicklung der Erwerbseinkommen von Personen untersucht, die 
für eine Erwerbstätigkeit in die Schweiz kamen. Diese Einkommen sind nicht direkt mit Löhnen 



 

 

 

6/7 

 

 

gleichzusetzen, da das Erwerbspensum aus den AHV-Registerdaten nicht hervorgeht. Arbei-
ten über die Zeit mehr oder weniger Personen Teilzeit, so wirkt sich dies also ebenfalls auf die 
Erwerbseinkommen aus. Die Resultate zeigen, dass sowohl zwischen von der Eurokrise 
hauptbetroffenen Ländern und den übrigen Ländern der EU-17/EFTA als auch zwischen 
Frauen und Männern im ersten Jahr nach dem Zuzug erhebliche Unterschiede bestehen. Die 
mittleren Erwerbseinkommen (Median) sinken jedoch bis zum Zuwanderungsjahrgang 2011 
inflationsbereinigt nicht. Seit 2004 sind die Unterschiede zwischen den verschiedenen Grup-
pen auch recht stabil geblieben. Im zweiten Jahr nach dem Zuzug verzeichnen Personen aus 
von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern eine deutlich geringere Einkommensverbesse-
rung als solche aus den übrigen Ländern der EU-17/EFTA. Bei beiden Ländergruppen stag-
nieren die mittleren Zweitjahreseinkommen seit dem Zuwanderungsjahr 2009. Bei Personen, 
die 2011 zuwanderten, sind sie sogar leicht gesunken.  
Der Anteil der Neuzugezogenen, die für eine Erwerbstätigkeit in die Schweiz kommen, aber 
kein existenzsicherndes Erwerbseinkommen von 3‘000 CHF brutto im Monat erreichen, lag 
2004 höher als im Zuwanderungsjahr 2012. In den Vorjahren 2010 und 2011 lagen die Anteile 
bei allen Kategorien noch deutlich tiefer. Aus allen Ländern der EU-17/EFTA sind 2012 also 
vermehrt wieder Personen in prekäre Erwerbsverhältnisse eingewandert.  
Wie sich die Situation der Schlechtverdienenden im zweiten Jahr nach der Zuwanderung ent-
wickelt, hängt stark davon ab, ob sie aus einem von der Eurokrise hauptbetroffenen Land der 
EU-17/EFTA kommen oder nicht. Bei den von der Eurokrise nicht hauptbetroffenen Ländern 
der EU-17/EFTA sind im Zuwanderungsjahr 2010 64% der Männer und 60% der Frauen mit 
nicht existenzsicherndem Erwerbseinkommen wieder weggezogen. Bei den von der Eurokrise 
hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA dagegen liegen die entsprechenden Werte bei 
42% bzw. 28%. Nur rund ein Fünftel kann das Einkommen im zweiten Jahr über 3‘000 CHF 
erhöhen. Dies lässt auf einen steigenden Druck auf diese Gruppe schliessen. 
 

Probleme mit krisenbedingter Zuwanderung  

Rund die Hälfte der kantonalen Migrationsbehörden verneint, dass in ihrem Kanton krisenbe-
dingt bei der Zuwanderung problematische Entwicklungen bestehen. Es sind vor allem 
Bergkantone und solche aus der der lateinischen Schweiz, die Probleme angeben. Die Ar-
beitsmarktbehörden schätzen die Entwicklung zu zwei Dritteln als unproblematisch ein. Kriti-
sche Einschätzungen stammen auch hier aus der lateinischen Schweiz. Von den kantonalen 
Sozialämtern sehen nur sechs problematische Entwicklungen. Wie die gleich antwortenden 
Sozialdienste stammen auch sie überwiegend aus der lateinischen Schweiz.  
Arbeitsmarktbehörden und kantonale Sozialämter stellen nur selten eine Zunahme von 
Schein- oder Gefälligkeitsarbeitsverträgen fest, von den Migrationsbehörden ist es rund die 
Hälfte der Antwortenden. Dabei stehen die frühe Auflösung von Arbeitsverträgen innert einem 
Monat und das Ausstellen von unbefristeten oder zu langen Arbeitsverträgen für faktisch be-
fristete Arbeitsverhältnisse im Vordergrund.  
Eine krisenbedingte Zunahme von Zuwanderung in die Selbständigkeit stellen die wenigs-
ten Behörden fest. Dasselbe gilt für eine Zunahme der Schwarzarbeit, die weder Arbeits-
markt- noch Migrationsbehörden allgemein bestätigen. Von den Arbeitsmarktbehörden, die für 
die entsprechenden Kontrollen zuständig sind, sehen nur 2 von 15 Antwortenden eine wach-
sende Tendenz. 
 

Inanspruchnahme der Sozialwerke 

Da durch die Regelungen des Freizügigkeitsabkommens der Zugang zu Sozialleistungen für 
Personen aus EU/EFTA-Ländern weniger stark eingeschränkt ist als früher, ist in der Analyse 
nicht einfach auseinanderzuhalten, welche Entwicklungen auf rechtliche Änderungen oder auf 
die Eurokrise zurückgehen.  
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Arbeitslosenversicherung 

Untersucht wurde der Anteil Neuzugezogener, die in den ersten zwei Jahren nach dem Zuzug 
mindestens einmal eine Arbeitslosenentschädigung beziehen. Der Anteil war schon vor der 
Krise bei Personen aus von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern der EU-17/EFTA immer 
deutlich höher, was mit den unterschiedlichen Beschäftigungsbranchen und der Saisonarbeit 
zusammenhängt. Nach dem Zuwanderungsjahr 2009 jedoch ist bei den  von der Eurokrise 
hauptbetroffenen Ländern eine klare Zunahme zu verzeichnen, während der Wert bei den üb-
rigen Ländern der EU-17/EFTA nicht gestiegen ist. Die durchschnittliche Arbeitslosenentschä-
digung ist bei Neuzugezogenen aus von der Eurokrise hauptbetroffenen Ländern etwas tiefer 
als beim Schweizer Durchschnitt ohne Neuzugezogene und bei den übrigen Ländern der EU-
17/EFTA. Die durchschnittliche Bezugsdauer unterscheidet sich nur wenig. Statistische Zu-
sammenhangsanalysen für die Wahrscheinlichkeit des Bezugs von Arbeitslosengeldern wei-
sen auch bei Kontrolle der Branchen und der unterschiedlichen Bewilligungen einen klaren 
Effekt der Tatsache nach, ob jemand aus einem von der Eurokrise hauptbetroffenen Land der 
EU-17/EFTA stammt. Dies jedoch auch schon beim Zuwanderungsjahr 2006, das vor Eintritt 
der Krise liegt. Möglich ist, dass dies mit damals schon schwierigeren Arbeitsmarktbedingun-
gen in den Herkunftsländern zusammenhängt, was bedeutet, dass die Gründe zu emigrieren 
schon vor dem Eintritt der Eurokrise häufig dieselben waren.  
 

Sozialhilfe 

Da in der Sozialhilfestatistik die Erfassung des Zuwanderungszeitpunkts von fraglicher Zuver-
lässigkeit ist und Daten sowieso nur bis 2012 vorliegen, wurde hier auf eigene statistische 
Auswertungen verzichtet. Untersuchungen der Städteinitiative Sozialpolitik und der Parlamen-
tarischen Verwaltungskontrolle haben jedoch gezeigt, dass Sozialhilfebezug von aus der EU 
zugewanderten Personen, die noch nicht lange in der Schweiz leben, selten ist.  
In der Behördenbefragung kann von den kantonalen Sozialämtern nur eines eine Zunahme 
der Fallzahlen von Personen in der Sozialhilfe, die aus von der Eurokrise hauptbetroffenen 
Ländern der EU-17/EFTA zugewandert sind, klar belegen. Ein anderes legt Zahlen vor, die 
keine Zunahme zeigen. Bei den Sozialdiensten halten sich die Einschätzungen fast die 
Waage. Fallzunahmen kommen also vor, aber nicht überall. Entsprechende Hinweise kommen 
häufiger aus der Romandie und aus ländlichen und touristischen Gemeinden.  
Gemäss den befragten Behörden sind es vor allem Stellenverluste, die krisenbedingt Zuge-
wanderte in die Sozialhilfe führen. Mit einigem Abstand am zweithäufigsten genannt sind zu 
tiefe Einkommen von Familien.  
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Synthèse des résultats de l’étude 

La réalisation de cette étude a été confiée par le Conseil fédéral à l’ancien Office fédéral des 
migrations (ODM) aujourd’hui Secrétariat d’Etat aux migrations (SEM) dans le cadre de la 
décision du 24 avril 2013 concernant l'activation et le maintien de la clause de sauvegarde. 
L’objectif était de savoir dans quelle mesure un nombre croissant de ressortissants de l’UE et 
de l’AELE ont immigré en Suisse ces dernières années en raison de la crise, c’est-à-dire parce 
qu’ils ne pouvaient plus subvenir à leur besoins ou à ceux de leur famille dans leur pays de 
provenance à cause de la crise de l’euro, ou bien parce que leur niveau de vie avait sensi-
blement baissé. L’étude se concentre sur les pays de l’UE-17 et de l’AELE, seuls à se prêter 
à une analyse des effets de la crise dans le cadre de la libre circulation complète des per-
sonnes, et en particulier sur la Grèce, le Portugal, l’Espagne, l’Irlande et l’Italie, qui sont 
les principaux pays touchés. Parmi les pays de l’UE-17, elle ne se penche pas outre mesure 
sur ceux d’Europe de l’Est, étant donné que l’accord sur la libre circulation des personnes ne 
s’applique sans restriction à ces pays que depuis 2011 et qu’il n’est donc pas possible d’éva-
luer les effets de la crise sur l’immigration en provenance de ces Etats. En raison des délais 
transitoires alors en vigueur, les autorisations de travail octroyées aux ressortissants de ces 
pays étaient en effet contingentées pendant la quasi-totalité de la période sous revue. 
Cette étude vise principalement les personnes nouvellement arrivées au sein de la popula-
tion résidante permanente ou non permanente de nationalité étrangère durant les années 
2004 à 2011, c’est-à-dire toutes les personnes qui, au cours de la période considérée, sont 
soit venues en Suisse pour la première fois, soit revenues en Suisse après un séjour d’au 
moins douze mois à l’étranger. Les nouveaux arrivants ayant quitté la Suisse pendant peu 
de temps, c’est-à-dire pendant moins de douze mois, ne sont par conséquent pas pris en 
considération. 
L’univers de base des analyses est donc constitué par les (nouveaux) arrivants en Suisse qui 
obtiennent une autorisation de séjour de courte durée L ou une autorisation de séjour B (voire 
directement une autorisation d’établissement C, dans des cas exceptionnels). 
 
Le phénomène de l’immigration liée à la crise est analysé à la lumière des dix indicateurs 
théoriques suivants : 
 

1. augmentation disproportionnée de l’immigration ; 
2. augmentation du nombre de regroupements familiaux ; 
3. modification des qualifications ; 
4. modification de la répartition par branche (location de services en hausse, notam-
ment) ; 

5. augmentation de la durée du séjour ; 
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6. augmentation du nombre d’autorisations de séjour de courte durée L ; 
7. augmentation du nombre de nouveaux arrivants possédant une autorisation L pour 
rechercher un emploi ; 

8. diminution des revenus du travail et augmentation des parcours professionnels 
discontinus chez les nouveaux arrivants ; 

9. augmentation du travail au noir et du nombre de personnes fournissant des indi-
cations erronées pour obtenir une autorisation de séjour ; 

10. augmentation disproportionnée des indemnités de chômage et de l’aide sociale 
perçues. 

 
Le phénomène de l’immigration de ressortissants de l’UE-17 et de l’AELE dans un contexte 
de crise a bel et bien existé, mais il s’est globalement limité aux principaux pays de l’UE-17 et 
de l’AELE touchés par la crise de l’euro dont les ressortissants immigraient déjà en Suisse 
auparavant (Portugal, Espagne et Italie). Il s’agit là de quelques milliers de personnes, ce qui 
démontre l’influence limitée de ce phénomène sur l’arrivée de nouveaux immigrés en Suisse. 
Ceux qui le voulaient peut-être ne trouvent pas tous un travail ici et n’ont donc pas tous la 
possibilité d’obtenir une autorisation de séjour. Il est important de noter que l’immigration de 
nouveaux arrivants en provenance des principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par 
la crise de l’euro varie très fortement d’un canton à l’autre. Des problèmes se font jour dans 
certaines régions mais, de loin, pas dans tout le pays. La Suisse romande et le Tessin sont 
davantage touchés que de nombreuses régions alémaniques, de même que les cantons tou-
ristiques de montagne le sont plus que les centres économiques urbains. Toutefois, ni les 
motifs d’immigration des nouveaux arrivants de chaque pays de provenance ni leurs qualifica-
tions n’ont changé de manière substantielle au fil du temps. A quelques exceptions près, tous 
les groupes ont connu une augmentation d’une ampleur pratiquement identique. 
La réussite de l’intégration professionnelle des immigrés, associée à des revenus leur permet-
tant de subvenir à leurs besoins, est étroitement liée à la mesure dans laquelle leur pays de 
provenance est touché par la crise de l’euro. Tandis que près de deux tiers des personnes qui 
provenaient de pays autres que les principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la 
crise de l’euro et dont les revenus ne leur permettaient pas de subvenir à leurs besoins (c’est-
à-dire qu’ils étaient inférieurs à 3000 francs) sont repartis dans les deux ans ayant suivi leur 
arrivée en Suisse, seul un tiers environ des ressortissants des principaux pays touchés par la 
crise de l’euro qui étaient dans une situation identique ont fait de même ; cette dernière pro-
portion a même légèrement baissé au fil du temps. Ce constat laisse supposer une augmen-
tation de la pression qui s’exerce sur ce groupe. Il explique également pourquoi la proportion 
des ressortissants des principaux pays touchés par la crise de l’euro qui perçoivent au moins 
une fois des indemnités de chômage durant les deux années suivant leur arrivée a augmenté 
pour les personnes arrivées après 2009, tandis que cela n’a pas été le cas pour les ressortis-
sants des autres pays de l’UE-17 et de l’AELE. Il faut toutefois noter que cette proportion était 
déjà nettement plus élevée avant la crise chez les personnes en provenance des principaux 
pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la crise de l’euro, ce qui est en rapport avec les 
différentes branches d’activité et le travail saisonnier. 

 

Evolution des effectifs en provenance des pays de l’UE 17 et de l’AELE 

En 2013, les personnes en provenance de l’UE-17 et de l’AELE représentaient 95 % des ci-
toyens de l’UE et de l’AELE que compte la population résidante permanente de nationalité 
étrangère, et 75 % des citoyens de l’UE et de l’AELE présents parmi la population résidante 
non permanente de nationalité étrangère. Sur l’ensemble de la période considérée, les princi-
paux pays touchés par la crise de l’euro sont un peu plus représentés au sein de la population 
étrangère résidante permanente que les autres pays de l’UE-17 et de l’AELE ; pour la popula-
tion étrangère résidante non permanente, c’est l’inverse. 
Au niveau des pays, force est de constater que le nombre des ressortissants grecs et irlandais 
vivant en Suisse n’a pratiquement pas augmenté et qu’il n’y a donc pas eu là d’immigration 
liée à la crise. Au sein de la population résidante permanente, le nombre d’Italiens a stagné 
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jusqu’en 2011, avant de repartir légèrement à la hausse. Les Italiens demeurent toutefois le 
groupe d’étrangers le plus important de Suisse, suivis de plus en plus près par les Allemands, 
dont le nombre continue d’augmenter. En troisième position arrivent les Portugais, avec un 
effectif en forte augmentation lui aussi. A un niveau moindre en valeur relative et, plus encore, 
en valeur absolue, le nombre d’Espagnols, de Français et de ressortissants d’autres pays de 
l’UE-17 et de l’AELE ne faisant pas partie des plustouchés par la crise de l’euro a lui aussi 
augmenté. 
La population résidante non permanente connaît, elle, une mutation plus marquée. Le 
nombre d’Allemands a baissé depuis 2009 et le nombre de Portugais stagne depuis 2012, 
tandis que le nombre d’Italiens et, plus encore, d’Espagnols (deux nationalités auparavant peu 
représentées) est à la hausse. 
En parallèle, le nombre de frontaliers a lui aussi augmenté depuis 2010. Parmi eux, plus de 
la moitié vient de France, dont le nombre de frontaliers affiche la plus forte hausse. L’Alle-
magne et l’Italie affichent une hausse relativement similaire, quoiqu’un peu plus marquée pour 
l’Italie au cours des dernières années. Les frontaliers se concentrent principalement dans une 
poignée de cantons, à savoir Genève (68 000 en 2013) et le Tessin (58 000 en 2013), suivis 
de loin par Vaud et Bâle-Ville. 

 

Evolution des arrivées de nouveaux immigrés 

Depuis 2004, le nombre des nouveaux arrivants en provenance de l’UE-17 et de l’AELE suit 
d’assez près l’évolution du produit intérieur brut (PIB) de la Suisse par habitant (indicateur de 
la situation économique). Après un pic en 2008, le nombre de nouveaux arrivants a baissé en 
2009, puis est reparti à la hausse, en particulier après 2010. Cette évolution concerne toutes 
les catégories de séjour, c’est-à-dire aussi bien les autorisations B que les autorisations L. 
Si l’on compare les principaux pays touchés par la crise de l’euro et les autres pays de l’UE-
17 et de l’AELE, on constate que le nombre de nouveaux immigrants en provenance de ces 
derniers stagne depuis 2009, voire qu’il a légèrement diminué après 2011, alors que le nombre 
d’immigrants en provenance des principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la crise 
de l’euro a nettement augmenté après 2010, en particulier pour les autorisations B. Toutefois, 
les nouveaux arrivants en provenance de pays autres que les principaux pays touchés de-
meurent plus nombreux que ceux qui proviennent des principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE 
touchés par la crise de l’euro. 
A l’échelle des pays, la situation est hétérogène. Parmi les nouveaux arrivants en provenance 
de pays autres que les principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la crise de l’euro, 
seuls les Allemands sont en net recul après 2010 ; les Français, au contraire, sont plus nom-
breux. L’immigration de ressortissants du Portugal, l’un des principaux pays de l’UE-17 et de 
l’AELE touchés par la crise de l’euro, a quant à elle augmenté de manière considérable en 
2012, avant de repartir à la baisse en 2013, première année durant laquelle elle a été dépas-
sée par l’immigration de ressortissants italiens, qui a doublé par rapport à 2009. L’immigration 
espagnole affiche elle aussi une forte hausse, à un niveau moindre toutefois : les Espagnols 
nouvellement immigrés sont environ deux fois moins nombreux que les Italiens ou les Portu-
gais. 
Les motifs d’immigration des nouveaux arrivants en provenance des pays de l’UE-17 et de 
l’AELE (activité professionnelle, regroupement familial, recherche d’emploi, par ex.) n’ont pra-
tiquement pas changé au fil du temps. Tous les groupes de nouveaux arrivants ont vu leurs 
rangs gonfler. En 2013, un peu plus des deux tiers de ces personnes ont immigré en Suisse 
pour y exercer une activité professionnelle. 

 

Effet de la crise sur l’immigration de nouveaux arrivants 

Si l’on met en regard l’évolution de l’immigration et les indicateurs économiques qui, dans les 
pays de provenance, influent sur l’émigration (facteurs de répulsion), on constate que la con-
vergence la plus marquée est celle du taux de chômage. Ce dernier est également significatif 
dans des modèles de régression à plusieurs variables pour tous les pays de l’UE-17 et de 
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l’AELE. Egalement révélateurs, les facteurs de réseau ont une influence relativement grande, 
qui se traduit statistiquement par le rapport entre l’effectif des ressortissants d’un pays donné 
qui ont immigré en Suisse, d’une part, et la population de ce pays, d’autre part. 

 
Effet de la crise sur le séjour des étrangers en Suisse 

Globalement, le taux de départ des ressortissants des pays de l’UE-17 et de l’AELE a changé 
notamment au moment de la transition vers la libre circulation des personnes, au milieu de 
l’année 2007. Ce changement s’explique par le fait que ces ressortissants ont dès lors été plus 
nombreux, en proportion, à immigrer en obtenant directement une autorisation B. Dans l’en-
semble, le taux de départ est resté plutôt stable après 2008. Les chiffres diffèrent principale-
ment entre les catégories de séjour, mais on relève également des différences, au sein de 
chacune de ces catégories, entre les principaux pays touchés par la crise de l’euro et les 
autres pays de l’UE-17 et de l’AELE. Par exemple, dès 2004, le taux de départ était plus faible 
pour les personnes en provenance des principaux pays touchés par la crise de l’euro que pour 
les autres pays de l’UE-17 et de l’AELE. Cette différence s’est quelque peu accentuée depuis 
2008, puisque le taux de départ pour les principaux pays touchés par la crise de l’euro a légè-
rement diminué, ce qui n’est pas le cas pour les autres pays de l’UE-17 et de l’AELE. 
L’analyse statistique de corrélation qui a été réalisée révèle que le fait de provenir d’un des 
principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la crise de l’euro est également un facteur 
d’influence significatif en matière de départ. Ainsi, si l’on prend en compte l’âge, le sexe, l’auto-
risation de séjour et la branche, les personnes en provenance des principaux pays touchés 
par la crise de l’euro qui ont immigré en Suisse en 2010 ont quitté cette dernière deux fois 
moins souvent que les personnes en provenance des autres pays de l’UE-17 et de l’AELE. 
Toutefois, cette différence s’observait déjà avant la crise de l’euro et n’est par conséquent pas 
imputable à cette dernière. 
Il est important de noter que l’immigration de nouveaux arrivants en provenance des principaux 
pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la crise de l’euro varie très fortement d’un canton à 
l’autre. La majorité de ces personnes ont immigré dans les cantons de Vaud, de Zurich et du 
Tessin, mais 90 % des nouveaux arrivants ayant immigré au Tessin viennent d’un de ces pays 
(l’Italie, dans l’écrasante majorité des cas). Le Tessin arrive donc en tête du classement, suivi 
par les cantons romands, Glaris et les Grisons. De nombreux cantons de Suisse alémanique 
sont peu concernés par ce phénomène ; même dans le canton de Zurich, les ressortissants 
des principaux pays touchés par la crise de l’euro ne représentent qu’un tiers des nouveaux 
immigrés en provenance de l’UE-17 et de l’AELE. 

 
Activité lucrative et regroupement familial 

La part des personnes ayant immigré pour travailler a légèrement baissé entre 2004 et 2013, 
passant de 71 à 67 %. Sur l’ensemble de la période considérée, le pourcentage de nouveaux 
arrivants en provenance de pays autres que les principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE tou-
chés par la crise de l’euro a toujours été un peu plus élevé que pour ces derniers, ce qui peut 
s’expliquer par le fait que la proportion de membres de la famille qui rejoignent les migrants 
en Suisse n’est pas la même dans les deux groupes. 
Les personnes en âge de travailler qui ont migré en Suisse au titre du regroupement familial 
ont toujours été plus nombreuses à provenir des principaux pays touchés par la crise de l’euro 
que des autres pays de l’UE-17 et de l’AELE : après 2010, leur pourcentage est passé de plus 
de 9 % à plus de 11 % de l’ensemble des nouveaux immigrés en provenance des principaux 
pays touchés par la crise de l’euro, contre 6 % environ pour les autres pays de l’UE-17 et de 
l’AELE. Cela dit, le pourcentage concernant les principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE tou-
chés par la crise de l’euro n’était pas plus élevé en 2013 qu’en 2004. La grande majorité des 
personnes en provenance de pays en crise qui ont immigré en Suisse au titre du regroupement 
familial sont des partenaires.  
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Niveau de qualification et répartition par branche 

La comparaison des profils de qualification des nouveaux arrivants en provenance des princi-
paux pays touchés par la crise de l’euro et des autres pays de l’UE-17 et de l’AELE montre 
que, si ces profils n’ont pas beaucoup changé au fil du temps, d’importantes différences per-
sistent entre les deux groupes. Les personnes en provenance des principaux pays de l’UE-17 
et de l’AELE touchés par la crise de l’euro affichent un niveau en hausse dans tous les groupes 
de qualification. Parmi elles, toutefois, celles qui ont un niveau de qualification supérieur sont 
nettement moins nombreuses que chez les personnes en provenance de pays autres que les 
principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la crise de l’euro. La plupart des per-
sonnes en provenance des principaux pays touchés par la crise de l’euro disposent de con-
naissances professionnelles et spécialisées de niveau moyen (47 %). Enfin, en 2013 comme 
avant la crise, environ un tiers d’entre elles étaient peu qualifiées. Leur nombre a toutefois 
augmenté en chiffres absolus : 6300 personnes peu qualifiées ont immigré en Suisse en 2009 
pour y travailler, contre 11 000 en 2013. 
Pour ce qui est de la répartition par branche, l’hôtellerie et la restauration jouent un rôle 
de premier ordre dans l’emploi des personnes en provenance des principaux pays de l’UE-17 
et de l’AELE touchés par la crise de l’euro. Entre 2009 et 2013, leur importance a certes reculé 
en pourcentage, mais elle a progressé en chiffres absolus (6387 nouveaux arrivants en pro-
venance de ces pays recrutés en 2013 contre 4774 en 2009). Le poids de la location de ser-
vices, c’est-à-dire du travail temporaire, a augmenté aussi bien en chiffres absolus qu’en pro-
portion (4387 contre 1665) ; cette branche est ainsi devenue la plus importante après l’hôtel-
lerie et la restauration. 
La répartition par branche des nouveaux arrivants en provenance de pays autres que les prin-
cipaux pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la crise de l’euro n’a pas beaucoup changé, 
mais elle a évolué de manière similaire dans les branches précitées. Le domaine de la santé 
et des affaires sociales joue ici un rôle plus important, ce qui est vraisemblablement lié à la 
connaissance de la langue locale que possèdent les nouveaux arrivants en provenance d’Al-
lemagne et de France.  

 
Demandeurs d’emploi 

A l’international également, la recherche d’emploi se fait souvent par Internet ou par des con-
tacts personnels. Lorsque des demandeurs d’emploi de l’UE-17 ou de l’AELE entrent en 
Suisse à titre personnel, c’est le plus souvent en qualité de touriste, c’est-à-dire pour un sé-
jour non soumis à autorisation. Ils ne sont par conséquent enregistrés nulle part et ne font 
l’objet d’aucune statistique. Seule une petite moitié des autorités compétentes en matière de 
migration et d’emploi est en mesure de s’exprimer sur le fond à propos de ce groupe. Parmi 
elles, la majorité des autorités migratoires et environ la moitié des services de l’emploi cons-
tatent une augmentation. D’après les réponses obtenues, seuls certains cantons connaissent 
cette forme de recherche d’emploi liée à la crise. De manière générale, les autorités ne partent 
pas du principe que la probabilité de trouver un emploi en Suisse en faisant soi-même des 
recherches sur place est élevée. 
Bon nombre des autorités n’ont pas été en mesure de dire ce que font les demandeurs 
d’emploi s’ils ne trouvent pas de travail. D’après la majorité des autorités migratoires et des 
services sociaux ayant répondu, la plupart de ces demandeurs d’emploi quittent la Suisse à 
leurs frais et rares sont ceux qui sollicitent l’aide d’urgence ou l’aide au retour. Plutôt que de 
travailler au noir, ils sont soutenus par des parents ou des amis. 
Seule une petite minorité d’autorités cantonales déclare qu’il faudrait s’occuper davantage du 
phénomène des étrangers qui recherchent un emploi à la faveur d’un séjour non soumis à 
autorisation (touristes). Les services sociaux représentent environ un tiers de cette minorité et 
la plupart d’entre eux sont romands. 
Le nombre de personnes nouvellement arrivées en Suisse pour y rechercher un emploi avec 
une autorisation L a augmenté depuis 2010 pour les principaux pays touchés par la crise de 
l’euro ; depuis 2012, il est supérieur à celui qui concerne les autres pays de l’UE-17 et de 
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l’AELE. En 2013, cette situation concernait 1906 personnes, dont 1143 en provenance des 
principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la crise de l’euro.  

 
Niveau et évolution des revenus du travail 

Nous avons commencé par analyser la proportion des personnes venues en Suisse pour y 
travailler qui exerçaient encore une activité lucrative deux ans après leur arrivée (à con-
dition qu’elles n’aient pas quitté la Suisse). Cette proportion s’élevait à 92 % pour les per-
sonnes en provenance des principaux pays touchés par la crise de l’euro et à 94 % pour les 
personnes provenant des autres pays de l’UE-17 et de l’AELE. Parmi les personnes en âge 
de travailler qui avaient quitté les principaux pays touchés par la crise de l’euro pour venir en 
Suisse au titre du regroupement familial, 61 % exerçaient encore une activité lucrative deux 
ans après leur arrivée. Ce pourcentage est nettement plus élevé que pour les ressortissants 
des autres pays de l’UE-17 et de l’AELE (51 % des hommes et 38 % des femmes ayant immi-
gré au titre du regroupement familial). Parmi les personnes ayant immigré en Suisse pour y 
chercher un emploi avec une autorisation L, 83 % des ressortissants des principaux pays tou-
chés par la crise de l’euro et 80 % des ressortissants des autres pays de l’UE-17 et de l’AELE 
exerçaient encore une activité lucrative après deux ans de séjour. 
Pour y voir plus clair sur l’origine de ces différences, nous avons réalisé des analyses statis-
tiques de corrélation, lesquelles montrent qu’au bout de deux ans de séjour en Suisse, le fait 
de provenir d’un des principaux pays touchés par la crise de l’euro ou d’un autre pays de l’UE-
17 ou de l’AELE ne joue aucun rôle dans l’intégration professionnelle des personnes qui im-
migrent dans notre pays pour y travailler. Les différences observées sont dues à d’autres fac-
teurs d’influence. Sont particulièrement menacées les personnes qui n’atteignent pas, au 
cours de la première année, un revenu du travail brut leur permettant de subvenir à leurs 
besoins, c’est-à-dire supérieur à 3000 francs par mois. La branche, le niveau de qualification 
et le type d’autorisation entrent également en ligne de compte. Le résultat des analyses sta-
tistiques de corrélation est le même pour les personnes en âge de travailler qui sont arrivées 
en Suisse au titre du regroupement familial. 
Nous avons ensuite analysé l’évolution des revenus du travail des personnes venues en 
Suisse pour y exercer une activité lucrative. Ces revenus ne doivent pas être directement as-
similés aux salaires, étant donné que les données des registres de l’AVS ne permettent pas 
de connaître le taux d’occupation. Toute fluctuation du nombre de personnes travaillant à 
temps partiel a donc également des répercussions sur les revenus du travail. L’analyse révèle 
des différences considérables, aussi bien entre les principaux pays touchés par la crise de 
l’euro et les autres pays de l’UE-17 et de l’AELE qu’entre hommes et femmes durant la pre-
mière année qui suit l’arrivée en Suisse. Toutefois, les revenus médians ne baissent pas pour 
les personnes arrivées en Suisse en 2011 ou avant (après correction des effets de l’inflation). 
Par ailleurs, les écarts entre les différents groupes sont restés relativement stables depuis 
2004. Au cours de la deuxième année qui suit l’arrivée en Suisse, les revenus des personnes 
en provenance des principaux pays touchés par la crise de l’euro s’améliorent dans une me-
sure nettement moindre que ceux des personnes issues des autres pays de l’UE-17 et de 
l’AELE. Cela dit, les revenus médians de la deuxième année stagnent dans les deux groupes 
de pays pour les personnes arrivées en Suisse en 2009 ou plus tard. Ils affichent même une 
légère baisse pour les personnes arrivées en 2011. 
La part des nouveaux immigrés qui viennent en Suisse pour y travailler mais dont le revenu 
du travail, inférieur à 3000 francs par mois, ne leur permet pas de subvenir à leurs besoins 
était plus élevée en 2004 qu’en 2012 (année d’immigration). Elle était nettement plus faible en 
2010 et 2011, toutes catégories confondues. Le nombre d’immigrés connaissant des condi-
tions de travail précaires est donc reparti à la hausse en 2012, quel que soit le pays de l’UE-
17 ou de l’AELE dont ils proviennent. 
L’évolution de la situation des personnes percevant des revenus faibles au cours de la deu-
xième année qui suit leur arrivée en Suisse est étroitement liée à leur provenance (pays de 
l’UE-17 ou de l’AELE faisant partie des plus touchés par la crise de l’euro ou non). En effet, 
parmi les personnes qui sont arrivées en 2010 de pays autres que les principaux pays de l’UE-
17 et de l’AELE touchés par la crise de l’euro et dont les revenus ne leur permettaient pas de 
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subvenir à leurs besoins, 64 % des hommes et 60 % des femmes sont repartis, contre respec-
tivement 42 % et 28 % pour les immigrés en provenance des principaux pays de l’UE-17 et de 
l’AELE touchés par la crise. Environ un cinquième seulement de ces immigrés franchit la barre 
des 3000 francs au cours de la deuxième année, ce qui laisse supposer une augmentation de 
la pression qui s’exerce sur ce groupe. 

 
Problèmes posés par l’immigration liée à la crise 

Environ la moitié des autorités cantonales compétentes en matière de migration répondent par 
la négative à la question de savoir si l’immigration liée à la crise a créé des problèmes dans 
leur canton. Les cantons qui répondent par l’affirmative sont notamment les cantons latins et 
les cantons de montagne. Deux tiers des services de l’emploi estiment que la situation a évolué 
sans poser de problème ; la Suisse latine, elle, porte un jugement critique dans ce domaine. 
Quant aux offices cantonaux des affaires sociales, ils voient seulement six évolutions problé-
matiques. Il en va de même pour les services sociaux, principalement, là encore, de Suisse 
latine. 
Les services de l’emploi et les offices cantonaux des affaires sociales sont rares à constater 
une augmentation des contrats de travail fictif ou de complaisance ; les autorités migra-
toires, par contre, sont près de 50 % dans ce cas. L’augmentation concerne en priorité des 
contrats de travail résiliés de manière prématurée (dans le mois) et des contrats à durée trop 
longue voire indéterminée qui sont établis pour des rapports de travail dont la durée est de 
facto limitée. 
Rares sont les autorités qui constatent une augmentation du nombre d’immigrés venant en 
Suisse à cause de la crise pour y exercer un travail indépendant. Il en va de même pour 
l’augmentation du travail au noir, qui n’est confirmée ni par les autorités migratoires ni par les 
services de l’emploi de manière générale. Ces derniers, qui sont chargés des contrôles dans 
ce domaine, n’indiquent une tendance à la hausse que dans deux réponses sur quinze. 

 

Recours aux assurances sociales 

Les dispositions de l’accord sur la libre circulation des personnes ayant facilité l’accès des 
ressortissants de l’UE et de l’AELE aux prestations sociales, l’analyse ne permet pas de dis-
tinguer facilement les évolutions qui sont dues à des modifications juridiques de celles qui sont 
liées à la crise de l’euro. 

 
Assurance-chômage 

Nous avons analysé ici la proportion de nouveaux immigrés qui perçoivent au moins une fois 
des indemnités de chômage durant les deux années suivant leur arrivée. Cette proportion 
était déjà nettement plus élevée avant la crise chez les personnes en provenance des princi-
paux pays de l’EU-17 et de l’AELE touchés par la crise de l’euro, ce qui est en rapport avec 
les différentes branches d’activité et le travail saisonnier. Elle affiche toutefois une hausse 
sensible pour les personnes arrivées après 2009 des principaux pays touchés par la crise de 
l’euro, alors qu’elle n’a pas augmenté chez les immigrés en provenance des autres pays de 
l’UE-17 et de l’AELE. La moyenne des indemnités de chômage des nouveaux arrivants en 
provenance des principaux pays touchés par la crise de l’euro est légèrement inférieure à la 
moyenne suisse hors nouveaux arrivants et à la moyenne des immigrés en provenance des 
autres pays de l’UE-17 et de l’AELE. La durée moyenne de perception de ces indemnités est 
en revanche pratiquement la même. Les analyses statistiques de corrélation portant sur la 
probabilité de percevoir des indemnités de chômage prouvent que, même si l’on contrôle les 
branches et les différentes autorisations accordées, le fait de provenir d’un des principaux 
pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par la crise joue un rôle manifeste, et ce, dès 2006 (soit 
avant le début de la crise). Ce constat peut être lié au fait que les conditions de travail était 
déjà difficiles à l’époque dans les pays de provenance, ce qui signifie que les motifs d’émigra-
tion étaient souvent déjà les mêmes avant l’arrivée de la crise de l’euro.  
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Aide sociale 

Etant donné que la date d’arrivée en Suisse saisie dans la statistique de l’aide sociale n’est 
pas forcément fiable et que les données qui y figurent ne vont de toute façon pas au-delà de 
2012, nous avons renoncé là aussi à établir nos propres statistiques. Toutefois, des études 
menées dans le cadre de l’initiative des villes pour la politique sociale et du Contrôle parle-
mentaire de l’administration ont montré que les immigrés en provenance de l’UE qui vivent 
depuis peu de temps en Suisse sont rares à percevoir l’aide sociale. 
Parmi les offices cantonaux des affaires sociales interrogés, un seul est en mesure de mettre 
clairement en évidence une augmentation, au sein des bénéficiaires de l’aide sociale, du 
nombre d’immigrés en provenance des principaux pays de l’UE-17 et de l’AELE touchés par 
la crise de l’euro. Un autre office présente quant à lui des chiffres qui ne montrent aucune 
augmentation. Chez les services sociaux, les estimations sont pratiquement à l’équilibre : il 
arrive que le nombre de cas augmente, mais pas partout. C’est notamment le cas en Suisse 
romande et dans les communes rurales et touristiques. 
D’après les autorités interrogées, la première raison pour laquelle les personnes qui immigrent 
en Suisse à cause de la crise se retrouvent à l’aide sociale est la perte d’emploi. En deuxième 
position mais avec un certain écart, les autorités citent les revenus trop faibles des familles. Il 
est extrêmement rare que des demandeurs d’emploi titulaires d’une autorisation L perçoivent 
l’aide sociale. De même, les demandeurs d’emploi sont rares à recevoir l’aide d’urgence ou 
l’aide au retour.  
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